
Der Landtag von Niederösterreich hat am…………………………………... beschlossen:

Änderung der NÖ Bauordnung 2014 (NÖ BO 2014)

Die NÖ Bauordnung 2014, LGBl. Nr. 1/2015, wird wie folgt geändert:

1.  Im Inhaltsverzeichnis wird nach § 43 folgender § 43a eingefügt:

 „§ 43a Elektronische Kommunikation“

2.  Im § 4 wird nach der Z 12 folgende Z 12a eingefügt:

„12a. Elektronische Kommunikation:

- Hochgeschwindigkeitsfähige gebäudeinterne physische

Infrastrukturen: gebäudeinterne physische Infrastrukturen, die

ausreichend dimensioniert sind, um Komponenten von

Hochgeschwindigkeitsnetzen für die elektronische Kommunikation oder

die Versorgung mit solchen Netzen bis zu jedem Netzabschlusspunkt zu

ermöglichen;

- Hochgeschwindigkeitsnetz für die elektronische

Kommunikation: ein elektronisches Kommunikationsnetz, das die

Möglichkeit bietet, Breitbandzugangsdienste bereit zu stellen;

- Netzabschlusspunkt: der physische Punkt, an dem einem Teilnehmer

der Zugang zu einem öffentlichen Kommunikationsnetz bereitgestellt

wird;

- Physische Infrastrukturen: Komponenten eines Netzes, die andere

Netzkomponenten aufnehmen sollen, selbst jedoch nicht zu aktiven

Netzkomponenten werden, beispielsweise Fernleitungen, Masten,

Leitungsrohre, Kontrollkammern, Einstiegschächte, Verteilerkästen,

Gebäude und Gebäudeeingänge, Antennenanlagen, Türme und Pfähle;

Kabel einschließlich unbeschalteter Glasfaserkabel, sowie Komponenten

von Netzen, die die Versorgung mit Wasser für den menschlichen

Gebrauch im Sinn des Artikels 2 Nummer 1 der Richtlinie 98/83/EG des



Rates genutzt werden, sind keine physischen Infrastrukturen im Sinne

der Richtlinie 2014/61/EU;

- Umfangreiche Renovierungen: sind Tief- oder Hochbauarbeiten am

Standort des Endnutzers, die strukturelle Veränderungen an den

gesamten gebäudeinternen physischen Infrastrukturen oder einem

wesentlichen Teil davon umfassen und eine Baugenehmigung erfordern;

- Zugangspunkt: ein physischer Punkt innerhalb oder außerhalb des

Gebäudes, der für Unternehmen, die öffentliche Kommunikationsnetze

bereitstellen oder für deren Bereitstellung zugelassen sind, zugänglich ist

und den Anschluss an die hochgeschwindigkeitsfähigen gebäudeinternen

physischen Infrastrukturen ermöglicht;“

2a. § 17 Z 12 lautet:

„12. die temporäre Aufstellung von Verkaufsständen, Lager- und

Verkaufscontainern für Waren der Pyrotechnik, wenn sie einer

gewerberechtlichen Genehmigungspflicht unterliegen, weiters von

Musterhütten auf hiezu behördlich genehmigten Flächen in Baumärkten

sowie die dauerhafte Aufstellung von Marktständen auf Flächen, die einer

Marktordnung im Sinne des § 293 Gewerbeordnung 1994 in der geltenden

Fassung unterliegen;“

3.  Im § 17 wird in der Z 19 der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt und wird nach

der Z 19 folgende Z 20 angefügt:

„20. die Errichtung baulicher Anlagen in Zusammenhang mit der Bereitstellung

öffentlicher Kommunikationsnetze (physische Infrastrukturen im Sinne des

§ 4 Z 12a wie z.B. Verteilerkästen, Leitungsrohre).“

4. § 19 Abs. 1 Z 2 lautet:

„2. die Grundrisse, bei Gebäuden von sämtlichen Geschoßen mit Angabe des

beabsichtigten Verwendungszwecks jedes neu geplanten oder vom

Bauvorhaben betroffenen Raumes, die Schornsteinquerschnitte und sofern

erforderlich die Lage von Zugangspunkten und Netzabschlusspunkten für die



hochgeschwindigkeitsfähigen gebäudeinternen physischen Infrastrukturen (§ 4

Z 12a und § 43a);“

4a. Im § 20 Abs. 1 werden folgende Sätze in einer neuen Zeile angefügt:

      „Die Z 1 bis 7 stehen dem Bauvorhaben nicht entgegen, wenn es sich um

       Flächen handelt, für die eine rechtswirksame überörtliche Planung im Sinn des

       § 15 Abs. 2 Z 1 NÖ ROG 2014 für Flughäfen besteht. Anzuwenden sind lediglich

       die bautechnischen Bestimmungen dieses Gesetzes und der NÖ Aufzugsordnung

       sowie die Bestimmungen dieses Gesetzes über die Parteistellung, die

       Behördenzuständigkeit und das Verfahren, jeweils samt allfälliger

       Durchführungsverordnungen.“

4b. Im § 23 Abs. 1 dritter Satz und im Abs. 2 zweiter Satz wird jeweils das Zitat

     „§ 20 Abs. 1 letzter Satz“ durch das Zitat „§ 20 Abs. 1 dritter Satz“ ersetzt.“

5. Nach dem § 43 wird folgender § 43a eingefügt:

„§ 43a

Elektronische Kommunikation

(1)  Beim Neubau sowie bei einer umfangreichen Renovierung (§ 4 Z 12a) eines

Hauptgebäudes ist das Gebäude bis zu den Netzabschlusspunkten mit

einer hochgeschwindigkeitsfähigen gebäudeinternen physischen Infrastruktur

(§ 4 Z 12a) auszustatten.

(2)  Beim Neubau sowie bei einer umfangreichen Renovierung (§ 4 Z 12a) eines

Wohngebäudes mit mehr als einer Wohnung ist das Gebäude mit einem

Zugangspunkt (§ 4 Z 12a) auszustatten.

(3)  Von der Verpflichtung nach Abs. 1 und 2 ausgenommen sind:

1. Wohngebäude, sofern die Bereitstellung der entsprechenden Infrastruktur

(z.B. aufgrund deren Lage) unwirtschaftlich ist oder die Kosten für die

Vorsorgemaßnahmen nach Abs. 1 und 2 für die Eigentümer

unverhältnismäßig sind,

2. denkmalgeschützte Gebäude,

3. land- und forstwirtschaftlich genutzte Betriebsgebäude,



4. Kleingartenhütten,

5. Gebäude vorübergehenden Bestandes und Notstandsbauten (§ 23 Abs. 7),

6. Sakralbauten,

7. Sport- und Freizeitanlagen,

8. sonstige Gebäude, deren Verwendungszweck die Notwendigkeit der

Vorsorge für eine elektronische Kommunikation nicht erwarten lässt.“

6.  Im  §  69  Abs.  1  wird  in  der  Z  7  der  Punkt  durch  einen  Beistrich  ersetzt  und

folgende Z 8 angefügt:

„8. Richtlinie 2014/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15.

Mai 2014 über Maßnahmen zur Reduzierung der Kosten des Ausbaus von

Hochgeschwindigkeitsnetzen für die elektronische Kommunikation, Amtsblatt

Nr. L155 vom 23. Mai 2014, Seite 1.“

7. Im § 70 werden nach dem Abs. 7 folgende Abs. 8 und 9 angefügt:

„(8) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Änderung der NÖ BO 2014,

LGBl. Nr. XX/XXXX auf Flughäfen bestehenden Bauwerke gelten als bewilligt

im Sinne dieses Gesetzes. Die Dokumentation des Baubestandes hat vor

Inkrafttreten der Änderung der NÖ BO 2014, LGBl. Nr. XX/XXXX, durch eine

vom Bundesamt für Eich- und Vermessungswesen autorisierte Luftaufnahme

zu erfolgen.

(9) § 43a gilt für Vorhaben, um deren Baubewilligung ab dem 1. Jänner 2017

angesucht wird.“


